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I N HA LT

40.
Änderung des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2011

Der Tiroler Landtag hat am 29.6.2016 umfangreiche Än-
derungen des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2011 be-
schlossen, die am 1.10.2016 in Kraft treten (LGBl. Nr.
93/2016). 
Zur besseren Lesbarkeit wird zeitgleich mit dem Wirksam-
werden der neuen Regelungen eine Wiederverlautbarung
des gesamten Gesetzestextes als Tiroler Raumordnungs-
gesetz 2016 erfolgen.

Die aktuelle Novelle umfasst vor allem folgende Änderun-
gen:

a) Ziele der überörtlichen Raumordnung:
Der Katalog der überörtlichen Raumordnungsziele wird
punktuell ergänzt, indem neben dem Klimaschutz auch die 
Folgen des Klimawandels, die Berücksichtigung der 
Bodenbonität landwirtschaftlicher Flächen und die Ener-
gieeffizienz ausdrücklich verankert werden.

b) Einkaufszentrenregelung:
Es wird klargestellt, dass im Rahmen von Einkaufszentren
auch Betriebe, die ausschließlich Dienstleistungen anbie-
ten, wie etwa Fitness-Center, Reisebüros oder Agenturen,
bestehen können.
Im Übrigen wird die Zusammenrechnungsregel betreffend
die Kundenfläche von Einkaufszentren präzisiert.

Entsprechend der bisherigen Auslegungspraxis wird in die-
sem Sinn ausdrücklich klargestellt, dass ein relevantes Na-
heverhältnis jedenfalls zwischen Nachbargebäuden be-
steht, die nicht durch für den Kraftfahrzeugverkehr be-
stimmte öffentliche Straßen voneinander getrennt sind.
Was die betriebsorganisatorischen Verhältnisse anbelangt,
soll klargestellt werden, dass die eingangs erwähnten
Dienstleistungsbetriebe in dieser Hinsicht dann nicht den
übrigen - einen Teil des Einkaufszentrums bildenden - Be-
trieben zuzurechnen sind, wenn sie über von diesen Be-
trieben getrennte Zugänge verfügen. Damit wird dem Um-
stand Rechnung getragen, dass Einkaufszentren in erster
Linie aus Handelsbetrieben und Mischbetrieben bestehen,
die neben Waren auch Dienstleistungen anbieten, wogegen
die in Rede stehenden Dienstleistungsbetriebe einen Rand-
aspekt darstellen. Auch gelten unter diesem Aspekt Gebäu-
de, in denen nur Dienstleistungsbetriebe untergebracht
sind, nicht als Einkaufszentrum; sie können jedoch in der
gesetzlich gebotenen Zusammenschau mit weiteren Ge-
bäuden bzw. Betrieben Teil eines Einkaufszentrums sein. 
Die ärztliche Tätigkeit zählt auch dann, wenn Ordinationen
oder mitunter auch (private) Krankenanstalten in einem
entsprechenden Naheverhältnis zu Einkaufszentren ste-
hen, nicht zu jenen (handelsnahen) Dienstleistungen, wie
sie typischerweise im Rahmen von Einkaufszentren er-
bracht werden. 
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Es wird daher klargestellt, dass entsprechend genutzte Flä-
chen keinesfalls dem Einkaufszentrenregime unterfallen.
Dies gilt grundsätzlich auch für Apotheken, bei denen je-
doch zu berücksichtigen ist, dass diese vielfach auch wei-
tere (Handels-)waren anbieten, insbesondere aus dem Dro-
geriebereich. Hier bleibt daher nur eine Fläche im Höchst-
ausmaß von 100 m² unberücksichtigt. 

c) Raumordnungsverfahren im Bereich der überörtli
chen Raumordnung:

Im Verfahren zur Erlassung oder Änderung von überörtli-
chen Raumordnungsprogrammen erfolgt die Verlautba-
rung der Entwurfsauflegung künftig ausschließlich im
Bote für Tirol, die vergleichsweise kostenaufwändige er-
gänzende Verlautbarung in Printmedien ist dagegen nicht
mehr vorgesehen, statt dessen ist die Auflegung weiters
auf der Homepage des Landes Tirols bekanntzumachen.

d) Freizeitwohnsitzregelungen:
Im Bereich der örtlichen Raumordnung liegt der Schwer-
punkt auf der Präzisierung des Freizeitwohnsitzbegriffes
und einer entsprechenden Anpassung der Vorschriften
über Freizeitwohnsitze. Diese Anpassungen bilden einen
Schwerpunkt des vorliegenden Novellierungsentwurfs
insgesamt.

Freizeitwohnsitze werden zum Zweck der Vermeidung
von Umgehungen künftig noch klarer von Gastgewerbe-
betrieben zur Beherbergung von Gästen abgegrenzt. Die
Ausnahmebestimmung, wonach Gastgewerbebetriebe zur
Beherbergung von Gästen nur dann nicht dem Freizeit-
wohnsitzregime unterliegen, wenn diese eine bestimmte
Mindestausstattung aufweisen und überdies bestimmte ge-
werbetypische persönliche Dienstleistungen erbracht wer-
den, wird klarer gefasst. In diesem Sinn wird anders als
bisher nicht nur auf das Vorliegen der in Rede stehenden
Voraussetzungen abgestellt, sondern bereits einleitend
verdeutlicht, dass ein Gastgewerbebetrieb zur Beherber-
gung von Gästen nur dann nicht als Freizeitwohnsitz gilt,
wenn alle Ausschlusskriterien kumulativ vorliegen. Neu
ist, dass die Aufenthaltsräume künftig abhängig von der
Bettenanzahl eine bestimmte Mindestgröße aufweisen
müssen, womit Umgehungen besser vorgebeugt werden
soll; bisher konnte das Erfordernis des Vorhandenseins von
Gemeinschaftsräumen auch dadurch erfüllt werden, dass
diese lediglich pro forma in einer im Hinblick auf die ihnen
eigentlich zugedachte Funktion viel zu geringen Größe 

vorgesehen wurden.
Eine weitere Form der Umgehung bestand darin, dass ver-
schiedentlich versucht wurde, Räume als Gemeinschafts-
räume zu deklarieren, denen diese Funktion tatsächlich
nicht zugekommen ist. In diesem Sinn wird klargestellt,
dass Wellness-Bereiche, Schi- und Abstellräume, Sanitär-
räume und ähnliche Räume nicht als Gemeinschaftsräume
gelten.

Eine weitere Klarstellung erfolgt dahingehend, dass Räu-
me, die zwar aufgrund der gewerbebehördlichen Betriebs-
anlagengenehmigung Teil des gewerblichen Beherber-
gungsbetriebes sind, die jedoch aufgrund ihres tatsächli-
chen Verwendungszweckes nicht in gewerbetypischer
Weise verwendet werden, im Rahmen des Freizeitwohn-
sitzregimes außer Betracht zu bleiben haben. Dabei handelt
es sich einerseits um Räumlichkeiten im Wohnungseigen-
tum, die vom Eigentümer bzw. seiner Familie selbst genutzt
werden und andererseits um Räume, an denen dingliche
oder vertragliche Verfügungsrechte bestehen, die für eine
gastgewerbliche Vermietung untypisch sind. Dies bedeutet
nicht, dass solche Räumlichkeiten per se als Freizeitwohn-
sitze gelten, weil dies von ihrer tatsächlichen Verwendung
abhängt; sie sind aber nicht vorweg allein aufgrund dessen,
dass sie Teil einer gewerblichen Betriebsanlage sind, vom
Freizeitwohnsitzregime ausgenommen.

Eine weitere Neuerung besteht darin, dass dem Grundei-
gentümer bzw. sonst über das Grundstück Verfügungsbe-
rechtigten nach dem Vorbild des Vorarlberger Raumpla-
nungsgesetzes in Verwaltungsstrafverfahren wegen der
Übertretung der Freizeitwohnsitzvorschriften eine verwal-
tungsstrafrechtlich sanktionierte Auskunftspflicht betref-
fend die Nutzung des jeweiligen Wohnsitzes auferlegt
wird, weiters wird den Gemeinden, die eine Übertretung
des Freizeitwohnsitzregimes auf ihrem Gebiet bei der Ver-
waltungsstrafbehörde anzeigen, im Verwaltungsstrafver-
fahren Parteistellung und weiters Amtsbeschwerde- und
Amtsrevisionslegitimation eingeräumt.

Schließlich werden die Gemeinden verpflichtet, der Lan-
desregierung erstmalig spätestens mit 1.7. 2017 einen ano-
nymisierten Auszug aus dem Freizeitwohnsitzverzeichnis
elektronisch zu übermitteln und ihr in weiterer Folge auf
dieselbe Weise sämtliche Änderungen bekanntzugeben.
Die Landesregierung hat diese Daten auf der Internetseite
des Landes Tirol zu veröffentlichen.
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[Hrsg], Beiträge der Raumordnung zur Unterstützung „leist-
baren Wohnens“, Schriftenreihe Nr. 191 [2014]; aaO 77
[93]) weiterentwickelt.
Konkret erfolgen folgenden Änderungen gegenüber der
bisherigen Rechtslage:
•    Möglichkeit gemeinnützige Bauträger als Begünstigte  

in Raumordnungsverträgen vorzusehen
•     Präzisierung der zulässigen Sanktionen im Falle der   

Nichteinhaltung von Verträgen
•     Kriterien für die verpflichtende Verknüpfung von Ver-

trägen und Änderungen von Raumordnungsinstrumen-
ten samt Kontrahierungszwang für Gemeinden

g) Baulandeignung:
Eine teilweise Präzisierung erfahren die Regelungen über
die erforderlichen Sicherheitsabstände von rechtmäßig be-
stehenden Seveso-Betrieben zum übrigen Bauland.

Künftig soll es möglich sein, Grundflächen, deren Eignung
als Bauland aufgrund einer Bedrohung durch Naturgefahren
nur eingeschränkt gegeben ist, als Bauland zu widmen und
ergänzend jene Maßnahmen festzulegen, die aufgrund die-
ser Bedrohung zur Gewährleistung der Benutzersicherheit
erforderlich sind. In diesem Fall darf die Baubewilligung
nur für Bauvorhaben erteilt werden, die diese Maßnahmen
vorsehen, was gegebenenfalls im Weg von Auflagen oder
Bedingungen sicherzustellen ist. Erfüllt ein Bauvorhaben
diese Voraussetzungen nicht, so ist die Baubewilligung we-
gen des Widerspruchs zum Flächenwidmungsplan zu ver-
sagen. Diese Regelung ergänzt das bisherige Regime des 
§ 37 Abs. 3 (bisher: Abs. 2) erster Satz, wonach Grundflä-
chen, die einer Bedrohung durch Naturgefahren ausgesetzt
sind, nur unter den dort normierten einschränkenden Vo-
raussetzungen als Bauland gewidmet werden dürfen.

In besonderen Ausnahmefällen kann es sich selbst im Bau-
land als erforderlich erweisen, die Baubewilligung unter der
Auflage zu erteilen, dass bestimmte Arten von Anlagen nur
während bestimmter Zeiträume benutzt werden dürfen; dies
ist vor allem im Bereich von besonders hochwassergefähr-
deten Grundflächen der Fall. Dies soll jedoch nicht für Ge-
bäude gelten, weil eine Gefährdungssituation, bei der im Be-
reich von Gebäuden eine im Hinblick auf deren Verwen-
dungszweck adäquate Benutzersicherheit nicht gewährleis-
tet werden kann, die Eignung der betreffenden Grundflächen
als Bauland ausschließt.

Es wird entsprechend der bisherigen Auslegungspraxis
klargestellt, dass die Vergrößerung von Freizeitwohnsitzen
über das gesetzlich zulässige Ausmaß hinaus zum Erlö-
schen der Freizeitwohnsitzeigenschaft führt.

Schließlich sollen Freizeitwohnsitze unter den allgemein
geltenden Voraussetzungen auch auf Sonderflächen für
Hofstellen zulässig sein, dies betrifft vor allem die geltende
Beschränkung auf höchsten 8 % der Haushalte der betrof-
fenen Gemeinde. Bei der neuen Regelung musste zusätz-
lich sichergestellt werden, dass derartige Freizeitwohnsitze
keine Sonderrechtsfähigkeit erlangen können. Diese Ein-
schränkung ist schon aus Sachlichkeitsgründen notwendig,
einerseits um Nutzungskonflikten zwischen der Landwirt-
schaft und Wohnnutzungen vorzubeugen, anderseits aber
auch, weil sonst auf diesen speziell Zwecken der Landwirt-
schaft dienenden Flächen eine landwirtschaftsfremde
selbstständige Wohnnutzung ermöglicht würde. In diesem
Sinn werden weitere restriktive Zulässigkeitsvorausset-
zungen vorgesehen.

e) Örtliche Raumplanungsinstrumente:
Es erfolgt eine Neuregelung der Bestandsaufnahme, wel-
che strukturiert und gestrafft und auf die in der Vollzugs-
praxis relevanten Inhalte fokussiert wird. Dabei entfallen
die bisher bestehende Verordnungsermächtigung sowie die
auf dieser Grundlage ergangene Durchführungsverord-
nung. Klarstellungen erfolgen weiters zur Vermeidung von
Doppelerhebungen sowie im Zusammenhang mit der be-
stehenden Verpflichtung zur Leistung von Kostenbeiträgen
für die Ausarbeitung von Flächenwidmungsplanänderun-
gen. Präzisierungen werden weiters im Bereich der Fest-
legungen des örtlichen Raumordnungskonzeptes getrof-
fen, und zwar insbesondere hinsichtlich des Determinati-
onsgrades und der baulichen Entwicklungsplanung.

f) Vertragsraumordnung:
Die Änderungen im Bereich der Vertragsraumordnung, die
einen weiteren Schwerpunkt der Novelle darstellen, sollen
eine präzisere Handhabung dieses Instrumentes durch die
Gemeinden ermöglichen. Dabei wird dieses Instrument auf
der Grundlage des im Auftrag der Österrerchischen Raum-
ordnungskonferenz (ÖROK) von Univ. Prof. Dr. Walter
Berka und Univ. Prof. Dr. Andreas Kletecka im Jahr 2014
erstatteten Rechtsgutachten zu „Rechtsfragen der Vertrags-
raumordnung in Österreich“ (veröffentlicht in: ÖROK  
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Schließlich soll klargestellt werden, dass im Widmungsver-
fahren facheinschlägige Gutachten dann nicht mehr einge-
holt werden müssen, wenn entsprechende fachliche Grund-
lagen anderweitig bereits zur Verfügung stehen; an der Ver-
pflichtung, aktuelle Gefahrenzonenpläne in die Beurteilung
mit einzubeziehen, soll keine Änderung eintreten.

Nach dem neuen § 37 Abs. 4 werden in Bezug auf Lärmim-
missionen nach Widmungskategorien und Tageszeit gestaf-
felte dB-Grenzwerte festgelegt, bei deren Einhaltung die
Eignung der betreffenden Grundflächen als Bauland unter
dem Gesichtspunkt des Lärmschutzes jedenfalls gegeben
ist. Werden diese Grenzwerte überschritten, so soll dies die
Widmung der betreffenden Grundflächen als Bauland nicht
vorweg ausschließen.

In diesem Fall sind jedoch im Flächenwidmungsplan zu-
sätzlich zur Widmung als Bauland der betreffenden Kate-
gorie jene baulichen oder organisatorischen Maßnahmen
festzulegen, die einen ausreichenden Lärmschutz gewähr-
leisten, wobei diese eine Voraussetzung für die Erteilung
der Baubewilligung darstellen.

Nach dem neuen § 37 Abs. 5 soll ein entsprechendes Re-
gelungssystem auch im Fall von Beeinträchtigungen durch
Erschütterungen eingeführt werden; derartigen Immissio-
nen kann jedoch ausschließlich durch bauliche Maßnahmen
vorgebeugt werden.

h) Freiland:
Gänzlich neu gefasst werden die ehemals im § 42 enthal-
tenen Bestimmungen über die Zulässigkeit von Bauten im
Freiland, die nun in systematisierter Art und Weise auf meh-
rere neue Bestimmungen aufgeteilt werden; dies ist not-
wendig geworden, da sich § 42 in seiner bisherigen Fassung
als zu komplex und unübersichtlich erwiesen hat. Wesent-
liche Änderungen gegenüber der geltenden Rechtslage sind
damit nicht verbunden, verschiedentlich erfolgen jedoch
Präzisierungen bzw. Anpassungen von Verweisungen. Be-
sonders zu erwähnen ist, dass im Fall des Wiederaufbaus
von Gebäuden die Anzahl der oberirdischen Gebäude bzw.
Gebäudeteile gegenüber dem vormaligen Baubestand nicht
erhöht werden darf, womit vor allem dem Schutz vor Zer-
siedelung Rechnung getragen werden soll.

i) Sonderflächen:
Eine teilweise Neuregelung erfahren auch die Bestimmun-
gen über die auf Sonderflächen zulässigen Bauten sowie die
Bestimmungen über Bauten, die außerhalb des Baulandes
jedenfalls einer Widmung als Sonderfläche bedürfen.

Mit dem neuen § 44 Abs. 9 wird eine Lücke geschlossen, die
verschiedentlich zu Problemen bei der Widmungspraxis ge-
führt hat. Es bestehen nämlich Sonderflächen für Hofstellen,
die gleichzeitig die Voraussetzungen für allgemeine Sonder-
flächen für einen bestimmten besonderen Verwendungs-
zweck erfüllen, wie etwa für den Betrieb eines Ausflugsgast-
hofes oder einer Fremdenpension. In einem solchen Fall
wäre es unsachlich, die Zulässigkeit der Ausübung dieser
Tätigkeit an die restriktiven Voraussetzungen nach § 44 Abs.
6, 7 und 8 zu binden. Um dieses Ergebnis zu vermeiden, wur-
de in solchen Fällen ergänzend zur Widmung als Sonderflä-
chen für Hofstellen eine allgemeine Sonderflächenwidmung
vorgenommen. Dies soll künftig nicht mehr notwendig sein.
In den angesprochenen Fällen kann die entsprechende Tä-
tigkeit auf der Grundlage einer entsprechenden Zusatzfest-
legung ergänzend zur Widmung als Sonderfläche für Hof-
stellen neben der Hofbewirtschaftung ausgeübt werden. 

Ausdrücklich vorgesehen wird neu die – unter ganz be-
stimmten restriktiven Voraussetzungen bestehende – Zuläs-
sigkeit von Ferienwohnungen in Almgebäuden.

Auch in Bezug auf Beherbergungsgroßbetriebe erfolgen
Adaptierungen. So gelten künftig bestimmte neue Anforde-
rungen an Beherbergungsgroßbetriebe, die in Form von Ho-
teldörfern betrieben werden.

j) Bebauungspläne:
Neuerungen ergeben sich auch im Bereich der Bebauungs-
planung. Wesentlich ist  die Ermöglichung der Erlassung von
Bebauungsplänen für Gebiete und Grundflächen im Freiland
auch außerhalb baulicher Entwicklungsbereiche. Weitere
Neuerungen betreffen spezifische Regelungen über Bau-
flucht- und Baugrenzlinien zur Gewährleistung der Nut-
zungssicherheit von Gebäuden auf durch Naturgefahren be-
drohten Grundstücken und zur Aufrechterhaltung von we-
sentlichen Hochwasserabflussbereichen und -rückhalteräu-
men sowie die Festlegung von Baugrenzlinien im Interesse
des Biotopschutzes.
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k) Raumordnungsverfahren:
Teilweise neu geregelt wird die Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltprüfung. Entsprechend den ein-
schlägigen Vorgaben der SUP-Richtlinie soll entspre-
chend der bereits gehandhabten Verwaltungspraxis klar-
gestellt werden, dass im (mittlerweile seltenen) Fall der
Neuerlassung des Flächenwidmungsplanes die Durchfüh-
rung einer Umweltprüfung obligatorisch ist. 

Die Änderung von örtlichen Raumordnungskonzepten so-
wie über die Gesamtänderung von Flächenwidmungsplä-
nen soll dagegen, soweit Natura-2000 Gebiete betroffen
sind, entsprechend den unionsrechtlichen Vorgaben künf-
tig nicht mehr per se, sondern nur dann der Umweltprü-
fungspflicht unterliegen, wenn die Änderung nicht nur ge-
ringfügig ist oder sonst voraussichtlich erhebliche Um-
weltauswirkungen zur Folge hat.

Wie im Bereich der überörtlichen Raumordnung, werden
auch im Bereich der örtlichen Raumordnung die Bestim-
mungen über die Kundmachung von Entwurfsauflagen
adaptiert. In diesem Sinn soll auch hier, soweit bisher vor-
gesehen, die kostenaufwändige Verlautbarung in einem
landesweit verbreiteten Printmedium entfallen, statt 
dessen tritt neben die Kundmachung durch Anschlag an
der Amtstafel jedenfalls die Bekanntmachung auf der In-
ternetseite der jeweiligen Gemeinde. In diesem Sinn sind
auch die Beschlüsse des Gemeinderates über die Erlassung
bzw. Änderung der Planungsinstrumente zusätzlich zur 
Kundmachung durch Anschlag an der Amtstafel auf der 

Internetseite der Gemeinde bekanntzumachen.
Angelehnt an die entsprechende Regelung im Vorarlber-
ger Raumplanungsgesetz wird einer Forderung des Lan-
desvolksanwaltes entsprechend nun auch ein verpflich-
tendes Planungsgespräch über von Eigentümerseite ge-
wünschte Widmungsänderungen vorgesehen, soweit
nicht ohnehin eine Befassung des Gemeinderates erfolgt.

l) Übergangsbestimmungen:
Im Sinn einer Rechtsbereinigung erfolgt hier die 
materielle Aufhebung sämtlicher mittlerweile obsolet ge-
wordener Vorschriften. Weiters wird der Geltungsbereich
von Übergangsvorschriften im Bereich der Flächenwid-
mungsplanung, die nur mehr für die Stadt Innsbruck auf-
grund dessen benötigt werden, dass diese ihren Flächen-
widmungsplan noch nicht zur Gänze digital neu erlassen
bzw. geändert hat, auf deren Gebiet beschränkt. Parallel
dazu erfolgt auch eine Einschränkung des Geltungsbe-
reiches der Übergangsvorschriften zu den auf der Grund-
lage des vormaligen Tiroler Raumordnungsgesetzes
1984 erlassenen Bebauungsplänen auf jene insgesamt
noch vier Gemeinden, für die diese noch relevant sind.
Mit diesen Maßnahmen wird ein erheblicher rechtsberei-
nigender Effekt erzielt, der dadurch weiter verstärkt wird,
dass diese Vorschriften in einem gestrafft und systema-
tisch neu strukturiert wurden.

Dr. Peter Hollmann
Abteilung Bau- und Raumordnungsrecht



SEPTEMBER  2 0 1 6MERKBLATT  FÜR  DIE  GEMEINDEN T IROLS6

41.
Abgabenertragsanteile der Gemeinden September 2016
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42.
Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner bis September 2016
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                                                                       Juni 2016                  Juli 2016
                                                                     (endgültig)              (vorläufig)
Index der Verbraucherpreise 2015
Basis: Durchschnitt 2015 = 100                          101,1                        100,7
Index der Verbraucherpreise 2010
Basis: Durchschnitt 2010 = 100                          111,9                        111,5
Index der Verbraucherpreise 2005
Basis: Durchschnitt 2005 = 100                          122,5                        122,0
Index der Verbraucherpreise 2000
Basis: Durchschnitt 2000 = 100                          135,5                        134,9
Index der Verbraucherpreise 96
Basis: Durchschnitt 1996 = 100                          142,6                        142,0
Index der Verbraucherpreise 86
Basis: Durchschnitt 1986 = 100                          186,4                        185,7
Index der Verbraucherpreise 76
Basis: Durchschnitt 1976 = 100                          289,8                        288,6
Index der Verbraucherpreise 66
Basis: Durchschnitt 1966 = 100                          508,5                        506,5
Index der Verbraucherpreise I
Basis: Durchschnitt 1958 = 100                          647,9                        645,4
Index der Verbraucherpreise II
Basis: Durchschnitt 1958 = 100                          650,1                        647,5

Der Index der Verbraucherpreise 2015 (Basis: Jahresdurchschnitt 2015 = 100) für
den Kalendermonat Juli 2016 beträgt  100,7 (vorläufige Zahl) und ist somit gegenüber
dem Stand für Juni 2016 um 0,4 % gesunken (Juni 2016 gegenüber Mai 2016 + 0,1
%). Gegenüber Juli 2015 ergibt sich eine Steigerung um  0,6 %   (Juni 2016/2015
+ 0,6 %).

VERBRAUCHERPREIS INDEX 
FÜR  JULI  2 0 1 6
(vorläufiges Ergebnis)
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